
InhaltDas gilt insbesondere auch für den nach der Behaup­
tung der Kläger durch Defekte am Getränkeautomaten 
entstandenen Schaden. Die in ihrer Aussageweise ohne­
hin widersprüchliche Feststellung des Bezirksge­
richts hierzu, es könne nach dem Ergebnis der Ver­
handlung und Beweisaufnahme keinem Zweifel unter­
liegen, daß zumindest ein erheblicher Teil des Scha­
dens durch die am Getränkeautomaten aufgetretenen 
Defekte entstanden sei oder doch entstanden sein 
könne, findet im vorliegenden Prozeßmaterial keine 
Grundlage. Vielmehr steht fest, daß sich die Kläger für 
Warenentnahmen ohne Geld infolge Versagens des Ge­
tränkeautomaten durch Sammelprotokoll in Höhe von 
61,10 M entlastet haben. Hieraus ergibt sich eindeutig 
nicht nur die Größenordnung möglicher weiterer Ver­
luste gleicher Art, sondern auch der Beweis dafür, daß 
den Klägern der Weg ihrer Entlastung wegen solcher 
Verluste bekannt war. Bei dieser Sachlage ist es unzu­
lässig, zumindest einen erheblichen Teil des Inventur­
fehlbetrages von insgesamt 5 620,56 M auf derartige 
Verluste zurückzuführen und darüber hinaus den Klä­
gern zugute zu halten, aus Unkenntnis die im Inter­
esse ihrer eigenen Sicherheit notwendigen Verlustpro­
tokolle nicht gefertigt zu haben, weil auf andere Weise 
diese Unterlassung nicht zu erklären sei, wie es das 
Bezirksgericht getan hat. Sollten in der Tat in dem 
durch das Sammelprotokoll abgesteckten Umfang wei­
tere derartige Verluste aufgetreten sein, so müssen die 
Kläger, da sie wegen der unterlassenen Fertigung von 
Verlustprotokollen über den Verbleib ihnen anver­
trauter Werte nicht Rechenschaft ablegen können, ob­
wohl sie auf Grund der tatsächlichen Verhältnisse in 
der Gaststätte hierzu in der Lage waren, hierfür ma­
teriell einstehen. Nur diese Betrachtungsweise ist sach­
lich und rechtlich vertretbar.
Es ist somit abschließend festzustellen, daß die Voraus­
setzungen für den Eintritt der erweiterten materiellen 
Verantwortlichkeit der Kläger gemäß § 113 Abs. 2 
Buchst, b GBA in Verbindung mit den Bestimmungen 
des Rahmenkollektivvertrages erfüllt sind. Hiernach 
können die Kläger im Normalfall zur Schadenersatz­
leistung bis zum dreifachen Betrag ihres monatlichen 
Tariflohnes verpflichtet werden. Gemäß § 113 Abs. 4 
GBA in Verbindung mit § 109 Abs. 2 GBA ist jedoch 
der von den Klägern zu leistende Schadenersatz dif­
ferenziert festzusetzen. Bei der Differenzierung waren 
sowohl die Mängel in der Qualifikation der Kläger als 
auch ihre unzureichende Anleitung und Unterstützung 
durch die Verklagte zu berücksichtigen. Im Verhältnis 
der Kläger zueinander waren die Qualifikationsmängel 
des Klägers zu 2) als erheblicher zu werten als die der 
Klägerin zu 1), da er im eigentlichen Sinne des Wortes 
berufsfremd war, wogegen sie über gewisse praktische 
Berufskenntnisse und -erfahrungen verfügte. Dennoch 
wird durch die Qualifikationsmängel die Verantwor­
tung der Kläger für die Erfüllung ihrer Arbeitspflich­
ten und ihre rechtliche Verantwortlichkeit für deren 
Verletzung nicht aufgehoben, wie bereits dargelegt 
worden ist. Bei Abwägen aller dieser Umstände hat der 
Senat in Übereinstimmung mit dem Antrag des Ver­
treters des Generalstaatsanwalts der DDR bei der 
Klägerin zu 1) eine Schadenersatzleistung in Höhe des 
zweifachen Betrages ihres monatlichen Tariflohnes, 
insgesamt 890 M, und bei dem Kläger zu 2) eine Scha­
denersatzleistung in Höhe des monatlichen Tarif­
lohnes von 405 M für erforderlich und gerechtfertigt 
gehalten und gemäß § 51 Abs. 1 AGO unter Abände­
rung der Entscheidung des Bezirksgerichts eine da­
hingehende Verurteilung der Kläger ausgesprochen. 
Mit der darüber hinausgehenden Forderung war die 
Verklagte abzuweisen.
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